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Vorwort 

Die Arbeit, deren Titel nicht dem paritätisch klingenden Wortgebrauch 
des Art. 1381 WRV entsprechen mag, dafür aber die bis heute zwischen 
Kirchen und anderen Religionsgesellschaften bestehenden Unterschiede 
bei der Gewährung von Staatsleistungen zutreffend  wiedergibt, hat der 
Rechtswissenschaftlichen Abteilung der Ruhr-Universität Bochum im 
Sommer 1969 als Dissertation vorgelegen. Sie ist nur geringfügig über-
arbeitet und wurde für den Drude zum 1. Dezember 1969 abgeschlossen. 

Zu danken habe ich zunächst Herrn Professor  Dr. H. Quaritsch für 
Anregimg und Zeit, die er mir als Assistent an seinem Lehrstuhl 
gewährte, sodann Herrn Ministerialrat a.D. Dr. Broermann, der die 
Abhandlung mit großem Entgegenkommen in diese Reihe aufgenommen 
hat, schließlich meinen Freunden Roland Schmidt und Dr. Dieter Suhr 
für klärende Diskussionen und Hilfe. 

Ich widme dieses Buch meiner Frau.1 

Berlin, im März 1970 H. J. Brauns 
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Einleitung 

260 Millionen DM jährlich zahlen Bund1 '2 und Länder9 an Religions-
gesellschaften. Unabhängig von seiner konfessionellen Zugehörigkeit 
unterstützt jeder Bundesbürger über Bund und Länder mit fast 4 DM 

ι Daß heute auch auf Bundesebene Staatsleistungen an Religionsgemein-
schaften erbracht werden, wird meist übersehen, da die zugrundeliegenden 
Vereinbarungen nicht veröffentlicht  sind: Vgl. HP 1968, Plan VI, Kap. 02, 
Tit. 605 — 20 Mill. DM (Zuschuß an die evgl. und kath. Kirchen sowie an 
öffentlich-rechtliche  Freikirchen für die Versorgung heimatvertriebener Seel-
sorger, Kirchenbeamten, Kirchenangestellten und deren Hinterbliebene auf-
grund eines Abkommens). Tit. 606 — 820 000 DM (Dotation für die der-
zeitigen bischöflichen Verwaltungen der Ostdeutschen Diözesen jenseits von 
Oder-Neiße sowie für kirchenregimentliche Zwecke der EKU aufgrund der 
Verpflichtungen aus dem Preuß. (!) Kirchenvertrag und Konkordat). 

* Die Bitte, den Text des Abkommens zu T i t 605 sowie der Vereinbarun-
gen zu Tit. 606 (erwähnt bei Hollerbach,  Verträge, S. 28, 42 f.) mir zugänglich 
zu machen, lehnte der Bundesminister des Innern mit folgender Begründung 
ab: „Die . . . Vereinbarungen . . . sind in ihrem Text bisher nicht veröffent-
licht; es besteht hierzu auch keine Veranlassung und keine Absicht. Id i sehe 
zu meinem Bedauern keine Möglichkeit, Ihnen die Texte zugänglich zu 
machen." 

Audi von der EKU wurde meine Bitte abgelehnt, während die EKD midi 
freundlicherweise  darauf aufmerksam machte, daß das amtlich bisher un-
veröffentlichte  sog. 131-er-Abkommen (zu Tit. 605) abgedruckt ist bei Merzyn, 
Redit, S. 181 ff.  Dieses Abkommen ist allerdings nur mit der EKD und den 
Erzbistümern und Bistümern der katholischen Kirche im Bundesgebiet ge-
schlossen. Ubereinstimmende Abkommen sollen allerdings später mit einigen 
öffentlich-rechtlichen  Freikirchen getroffen  worden sein. (Vgl. Höllerbach, 
a.a.O., S. 5 f.) 

» bw HP 1968, Pl. XIV, Kap. 04/09 51 226 700 
bay HP 1968, Pl. V, Kap. 85/90 63 790 000 
beri HP 1968, PI. 08, Kap. 95, T i t 380—385 8 605 730 
hbg HP 1966, Pl. I, Kap. 10, Tit. 570 20 000 
hess HP 1968, Pl. IV, Kap. 79, Tit. 600—610 19 852 600 
nds HP 1968, PL VII, Kap. 70/74 18 207 600 
nrw HP 1968, Pl. 05, Kap. 81/89 29 883100 
rhpf HP 1968, Pl. IX, Kap. 50, Tit. 300—699 34 681300 
saar HP 1968, Pl. 34, Kap. 00, Tit. 840—856 1 619100 
schlh HP 1968, PL VII , Kap. 10, Tit. 300—950 5 547 200 

Diese Beträge umfassen auch einmalige Leistungen und Ermessenszu-
schüsse, denen im Gegensatz zu den Art. 1381 unterfallenden Staatsleistungen 
keine rechtliche Verpflichtung des Staates zugrunde liegt. Sie machen aber 
nur einen geringen Anteil des Gesamtbetrages aus (ungefähr 7,5 Millionen 
DM). — Bemerkenswert ist, daß die HP der beiden Stadtstaaten Hamburg 
und Bremen keine oder nur unerhebliche Summen ausweisen (die in Ham-
burg ausgeworfenen 20 000 DM sind Ermessenszuschüsse bis auf eine Epho-
ralzulage für den Probst in Hamburg-Altona in Höhe von 500,— DM —; 
alle anderen Staatsleistungen wurden 1965 aufgrund eines Schriftwechsels 
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die Religionsgesellschaften, ohne sich dieser mittelbaren „Kultsteuer"4 

entziehen zu können. Neben dieser Unterstützung der Religionsgemein-
schaften stehen zahlreiche bedeutsame, in ihrem Wert schwer abzu-
schätzende Steuer- und andere Abgabenbefreiungen, sog. negative 
Staatsleistungen. 

Die Staatsausgaben für organisierte religiöse Betätigung, heute 
zumeist in Kirchenverträgen5 und Konkordaten· zu einer Geldrente 
zusammengefaßt, erhöhen sich von Jahr zu Jahr7. Eine Vertragsklausel 
paßt sie laufend den Veränderungen der Beamtenbesoldung oder 
vergleidibaren Staatsausgaben an. Daneben sind in der Bundesrepublik 
vereinzelt neue Staatsleistungen durch Vertrag8 begründet worden. 

Besitzen die neubegründeten Staatsleistungen heute audi kaum große 
wirtschaftliche Bedeutung, so ist dodi nicht auszuschließen, daß in 
Zukunft neue Staatsleistungen — und zwar in steigendem Maße — 
begründet werden: Sofern und sobald die in der Bundesrepublik zu 
beobachtende, vorerst nur durch religionssoziologische Untersuchungen 
bestätigte Entfremdung der Bundesbürger von Christentum und Kirche9 

zu einer Kirchenaustrittsbewegung größeren Ausmaßes führt  und damit 
das Kirchensteuereinkommen notwendigerweise sinkt, wird möglicher-
weise auf kirchlicher Seite das Verlangen nach Staatszuschüssen 
wachsen. 

Unter den Staaten vom Typus einer pluralistischen Demokratie ohne 
Staatskirchentum ist damit die Bundesrepublik, die sich als konfessionell 
neutrales Gemeinwesen versteht10, neben Belgien einer der wenigen 
Staaten, der organisierte religiöse Betätigung finanziell unterstützt. 
Während Art. 117 der belgischen Verfassung vom 7. Februar 1831 aus-

zwischen Senat und den beteiligten Religionsgeeellschaften abgelöst — Aus-
kunft der Staatskanzlei). 

4 Ausdrude bei Scheven, JZ 1968, S. 182. 
« Art. IV bad KV; Art. 15 bay KV; A r t 9, 14—18 pfälz KV; Art. 1—4 hess 

kathKV;Art.5 heesevgLKV; A r t 16,17 nde KV; 57RuhrbistumV; g l nrw 
evgl. KV; Art. 5 lipp KV; A r t 5 preuß KV; Art. 6—θ rhpf KV; Art. 18—20 
schlh KV. 

• Art. V I bad Konk; Art. 10 § 1 bay Konk; Art. 15, 16 nds Konk; Art. 4 
preuß Konk. 

7 ζ. B. erhöhte sich in Rheinland-Pfalz die durch den Kirdienvertrag von 
1962 auf 10 716 000 DM festgesetzte Staatsleistung auf 13 322 900 DM im Jahre 
1966, in Niedersachsen von 7 700 000 (1955) auf 10448300 (1963). 

» Vgl. die oben Anm. 1 zitierten Vereinbarungen des Bundes, $7 Ruhr-
bistum V und SI nrw evgl KV. 

» Vgl. dazu Hesse, ZevKR Bd. 11, 1964/65, S. 345 ff.  m.w.N. = Quaritsch/ 
Weber, Sammelband, S. 340 ff. 

io Quaritsch,  Staat I, 1962, S. 194 ff.  = Quaritsch/Weber, Sammelband, 
S. 280 ff.;  Mikat,  Kirchen und Religionsgemeinschaften, S. 127 ff.  = Quaritsch/ 
Weber, a.a.O., S. 202 ff.;  Fuß,  DÖV 1961, S.735 = Quaritsch/Weber, a.a.O., 
S. 235 f. 
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drücklich dem Staat Besoldungen und Pensionen der Geistlichen auf-
lastet und die Subventionierung der Religionsgesellschaften verfas-
sungsrechtlich sanktioniert, fehlt eine ausdrückliche endgültige Sank-
tion der Staatsleistungen im deutschen Verfassungsrecht. 

Sedes materiae des finanziellen Verhältnisses von Staat und Kirchen 
in Deutschland ist Art. 138 WRV/140 GG. Nach dem Wortlaut des 
Art. 138111, der die Ablösung der Staatsleistungen fordert,  begründet 
dieser keine Leistungspflichten, sondern eine Pflicht für die Länder, 
die bisherigen Leistungen aufzuheben. Dieser Pflicht haben die Länder 
dur di eine Ablösung, d.h. durch eine entschädigungspflichtige Auf-
hebung nachzukommen. Gegen andere Eingriffe  in die Leistungsbezie-
hungen als durch die Ablösung sind die Religionsgesellschaften ge-
schützt. Bis zu ihrer Aufhebung durch Ablösung sind infolgedessen 
die Staatsleistungen garantiert. 

Die schwierige wirtschaftliche Lage der Länder nach 1919 und der 
Widerstand der Kirchen gegen eine Aufhebung der Staatsleistungen, 
von der sie finanzielle Einbußen befürchteten, haben unter Herrschaft 
der Weimarer Verfassung eine Ablösung verhindert12. Die Sperrklausel 
des Art. 173 WRV1S bewirkte ein übriges: Das Reich war durch Staats-
leistungen nicht belastet und daher an einem Tätigwerden in der 
Ablösungsfrage nicht unmittelbar interessiert. 

Trotz der gegenwärtigen Finanzkrise sind die Länder heute sehr 
wohl in der Lage, die Staatsleistungen an die Kirchen14 abzulösen. 

1 1 Art. 138 I lautet: Die auf Gesetz, Vertrag oder besonderen Rechtstiteln 
beruhenden Staatsleistungen an die Religionsgesellschaften werden durch 
die Landesgesetzgebung abgelöst. Die Grundsätze hierfür  stellt das Reich 
auf. 

i* Das hatte schon Meurer  (DJZ 1919, Sp. 388 f.) vorhergesehen. Vgl. auch 
Bredt,  Kirchenrecht I I , S. 120. 

" „Bis zum Erlaß eines Reichsgesetzes gemäß Art. 138 bleiben die bis-
herigen auf Gesetz, Vertrag oder besonderen Rechtstiteln beruhenden Staats-
leistungen an die Religionsgesellschaften bestehen.*1 

" Obwohl Art. 138 I WRV von Staatsleistungen an die Religionsgesell-
schaften  spricht, sind bis 1919 in Preußen — und fast aUen anderen deutschen 
Ländern — im wesentlichen Staatsleistungen nur an die Kirchen gewährt 
worden (vgL Bredt,  Kirchenrecht I I , S. 147; zum Charakter der Staatslei-
stungen als ausschließlich landeskirchliches Vorrecht vgl. Anschütz,  Ver-
fassungs-Urkunde, S. 281 f.). Staatsleistungen zugunsten anderer Religions-
gesellschaften sind — soweit überschaubar — nicht neu gegründet worden, 
so daß trotz des paritätisch-neutralen Wortlautes der Ablösungsvorschrift 
sich das Problem auf eine finanzielle Auseinandersetzung zwischen Staat 
und Kirchen reduziert. Den tatsächlichen Gegebenheiten entsprechend wird 
im folgenden das finanzielle Verhältnis von Staat und Kirchen untersucht 
und unter Kirchen  werden die Groß-Kirchen verstanden. 

Da das preußische staatskirchenrechtliche System und die Verhältnisse in 
Preußen als — wenn audi abschreckendes— Beispiel wesentlichen Einfluß 
auf das Zustandekommen des Reichskirchenrechts von 1919 gehabt haben, 
beschränkt sich die Untersuchimg auf die preußischen Verhältnisse, soweit 
Rüdegriffe  auf die Zeit vor 1919 erforderlich  sind. 




